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Bekanntmachung von Satzungsmustern des Thürin-
ger Innenministeriums und Hinweisen zur Anwen-
dung des Thüringer Kommunalabgabengesetzes 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Thüringer Kommunalabgaben-
gesetzes und des Thüringer Wassergesetzes vom 17. Dezember 
2004 (GVBI. S. 889) wurden umfangreiche Änderungen bezüglich 
der Beitragserhebung für leitungsgebundene Einrichtungen vor-
genommen. Diese machten Folgeänderungen in den Satzungs-
mustem sowie den Anwendungshinweisen erforderlich. 

Als Orientierungshilfe für den Erlass gemeindlicher Satzungen als 
Rechtsetzungsakte und zur Unterstützung der Aufgabenträger wird 
der Wortlaut der folgenden Satzungsmuster und Anwendungshin-
weise bekannt gemacht: 
- Muster einer Gebührensatzung zur Wasserbenutzungssatzung 

(GS-WBS) 
- Muster einer Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungs-

satzung (BGS-EWS) 
- Hinweise des Thüringer Innenministeriums zur Anwendung des 

Thüringer Kommunalabgabengesetzes (AnwHiThürKAG) 

Die Satzungsmuster und Anwendungshinweise treten an die Stella 
der im Thüringer Staatsanzeiger Nr. 31/2001 S. 1667 if. veröffent-
lichten Empfehlung. Andere rechtlich zulässige Satzungsfassungen 
sind nicht ausgeschlossen. Die kommunalen Satzungsgeber sind 
verpflichtet, ihre örtlichen Gegebenheiten, Entwicklungen der Recht-
sprechung sowie Gesetzesänderungen beim Satzungserlass in aus-
reichendem Maße zu berücksichtigen. Auf die Genehmigungspflicht 
von abweichenden Satzungen nach § 2 Abs. 4 a Thüringer Kommu-
nalabgabengesetz wird hingewiesen. 

Erfurt, 28.02.2005 

Dr. Karl Heinz Gasser 
Innenminister 

Innenministerium 
Erfurt, 02.03.2005 
Az.: a0-1528-1/2005 
TharStAnz Nr. 12/20058. 567-602 
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Muster einer Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung (BGS-EWS) 

Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 

	

der Gemeindeldes Zweckverbandes' 	  
(BGS-EWS) 

vom 	 2 

Aufgrund der §§ 2, 7, 7 b, 12,14 und 21 a Abs. 4 des Thüringer Korn-
munalabgabengesetzes (ThOrKAG) erlässt die Gemeinde/der 
Zweckverband 	 folgende Satzung: 

§ I Abgabenerhebung 

Die Gemeinde/Der Zweckverband erhebt nach Maßgabe dieser 
Satzung': 

1. Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung/ 
Anschaffung ° der öffentlichen Entwässerungseinrichtung (1-1er-
stellungsbeiträge/Anschaffungsbeiträge), 

2. Benutzungsgebühren für die Benutzung der öffentlichen Ent-
wässerungseinrichtung (Grundgebühren,' Einleitungsgebühren 
und Beseltigungsgebühren), 

3. Kosten für Grundstücksanschlüsse, soweit sie nicht Teil der 
öffentlichen Entwässerungseinrichtung sind. 

§ 2 Beitragstatbestand 

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte 
oder gewerblich nutzbare sowie für solche Grundstücke erhoben, 
auf denen Abwasser anfällt, wenn für sie nach § 4 EWS ein Recht 
zum Anschluss an die Entwässerungseinrichtung besteht. Ein Bei-
trag wird auch für Grundstücke erhoben, die an die Entwässerungs-
einrichtung tatsächlich angeschlossen sind oder die aufgrund einer 
Sondervereinbarung nach § 7 EWS an die Entwässerungseinrich-
tung angeschlossen werden. 

§ 3 Entstehen der Beitragspflicht 

Die Beitragspflicht entsteht im Falle 

1. des § 2 Satz 1 sobald das Grundstück an die Entwässerungsein-
richtung bzw. im Falle der Kostenspaltung nach § 6 an die Teilein-
richtung' angeschlossen werden kann, 

2. des § 2 Satz 2, 1. Alternative sobald das Grundstück an die Ent-
wässerungseinrichtung bzw. im Falle der Kostenspaltung nach § 6 
an die Teileinrichtung' angeschlossen ist, 

3. des § 2 Satz 2, 2. Alternative mit Abschluss der Sonderverein-
barung. 

Abweichend von Satz 1 entsteht die sachliche Beitragspflicht' 

1. für unbebaute Grundstücke, sobald und soweit das Grundstück 
bebaut und tatsächlich angeschlossen wird, 

2. für bebaute Grundstücke in Höhe der Differenz, die sich aus 
tatsächlicher und zulässiger Bebauung ergibt, erst soweit und 
sobald die tatsächliche Bebauung erweitert wird', 

3. für bebaute Grundstücke nicht, soweit und solange das Grund-
stack die durchschnittliche Grundstücksfläche im Verteilungs-
gebiet der Einrichtung des Aufgabenträgers urn mehr als 30 vom 
Hundert (Grenzwert) übersteigt. 

a) Die durchschnittliche Grundstücksfläche für Grundstücke, die 
vorwiegend Wohnzwecken dienen beträgt 	 
Hieraus ergibt sich ein Grenzwert von. 	 

b) Die durchschnittliche Grundstücksfläche für sonstige Grund- 
stücke beträgt 	 m2. Hieraus ergibt sich ein Grenz- 
wert von 	m2. 

Ziffer 3 gilt nicht Kw die tatsächlich bebaute Fläche. 
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Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem In-Kraft-Treten die-
ser Satzung liegt, entsteht die Beitragspflicht erst mit In-Kraft-Treten 
dieser Satzung.',  

§ 4 Beitragspflichtiger 

(1) Beitragspflichtiger ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks, Erbbauberech-
tigter oder Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des 
Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buch (EGBGB) ist" 

(2) Soweit der Beitragspflichtige der Eigentümer oder Erbbaube-
rechtigte eines Grundstücks ist und dieser nicht im Grundbuch ein-
getragen ist oder sonst die Eigentums- oder Berechtigungslage 
ungeklärt ist, so ist derjenige beitragspflichtig, der im Zeitpunkt des 
Entstehens der Beitragspflicht der Besitzer des betroffenen Grund-
stücks ist. Bei einer Mehrheit von Besitzern ist jeder entsprechend 
der Höhe seines Anteils am Mitbesitz zur Abgabe verpflichtet. 

(3) Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner, bei Woh-
nungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teil-
eigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitrags-
pflichtig. 

§ 5 Beitragsmaßstab" 

Alternative 1 

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der zulässigen 
Geschossfläche berechnet. 

(2) .4/s Grundstücksflâche gilt: 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die 
Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde 
zu legen ist, 

b) bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebau-
ungsplanes, 

aa) die gänzlich im unbeplanten Innenbereich (§ 34 Baugesetz-
buch - BauGB -)liegen, grundsätzlich die gesamte Räche des 
Grundstückes 

bb) die sich vom Innenbereich Ober die Grenzen des Bebauungs-
zusammenhanges hinaus in den Au Benbereich erstrecken" 

1. soweit sie an eine Erschließungsanlage angrenzen, die 
Fläche zwischen der gemeinsamen Grenze der Grund-
stücke mit der Erschließungsanlage und einer der orts-
üblichen Bebauung entsprechenden Grundstückstlefe 
(Tiefenbegrenzung); Grundstücksteile, die lediglich die 
wegern ',age Verbindung zur Erschließungsanlage herstel-
len, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe 
unberücksichtigt. 

Diese beträgt in den Mitgliedsgemeinden": 

Gemeinden A (8, C): 
Gemeinde D: 
Gemeinde E: 

2. soweit sie nicht an eine Erschließungsanlage angrenzen, 
die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, die der 
Erschließungsanlage zugewandt ist und einer der orts-
üblichen Bebauung entsprechenden Grundstückstiefe 
(77efenbegrenzung). Diese beträgt in den Mitgliedsgemein-
den": 

Gemeinden A (B,C): 
Gemeinde D: 
Gemeinde E: 

Überschreitet die beitragsrechtlich relevante tatsächliche 
Nutzung die Abstände nach den Ziffern 1. und 2., so Olt die 
Linie zusammen mit der hinteren Grenze der tatsächlichen 
Nutzung. 

c) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die 
Grundfläche der an die Abwasseranlage an Ra_schlossenen 
Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 	höchstens 
jedoch die tatsächliche Grundstücksfläche. Die ermittelte Räche 
wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Gren-
zen jewel's im gleichen Abstand von den Außenwänden der Bau-
lichkeiten verlaufen. Bei einer Oberschreitung der Grundstücks-
grenze durch diese Zuordnung erfolgt eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf dem Grundstück." 

d) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als 
Sportplatz, Friedhof oder Kleingarten im Sinne des Bundesklein-
gartengesetzes festgelegt ist, oder die innerhalb eines im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt 
werden, die Grundfläche der an die Abwasseranlage angeschlos- 
senen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 	 
höchstens jedoch die tatsächliche Grundstücksfiliche, Die ermit-
telte Räche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass 
ihre Grenzen jewel's im gleichen Abstand von den Außenwänden 
der Baulichkeiten verlaufen. Bei einer Überschreitung der Grund-
stücksgrenze durch diese Zuordnung erfolgt eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf dem Gnindsttick." 

(3)a) Die zulässige Geschossfläche bestimmt sich, wenn ein Bebau-
ungsplan besteht, nach dessen Festsetzungen. Ist darin eine 
Geschossflächenzahl (§ 20 Baunutzungsverordnung - BauNVO -) 
festgelegt, so errechnet sich die Geschossfläche für die Grund-
stücke durch Vervielfachung der jeweiligen Grundstücksfläche mit 
der im Bebauungsplan festgesetzten Geschossflächenzahl (GFZ). 
Ist im Bebauungsplan statt einer Geschossflächenzahl eine Bau-
massenzahl (§ 21 BauNVO) festgesetzt, so ergibt sich die 
Geschossfläche aus der Vervielfachung der jeweiligen Grund-

stücksfläche mit der Baumassenzahl, geteilt durch 3,5." Werden 
die Festsetzungen des Bebauungsplanes im Zeitpunkt des Entste-
hens der Beitragsschuld überschritten, so ist die genehmigte oder 
vorhandene Geschossfläche zugrunde zu legen. ist im Einzelfall 
nur eine geringere Geschossfläche zulässig, so ist diese maßgebend. 

b)Die zulässige Geschossfläche ist nach der für vergleichbare Bau-
gebiete in der Gemeinde festgesetzten Nutzungszifferzu ermitteln, 
wenn in einem aufgestellten Bebauungsplan das zulässige Maß 
der Nutzung nicht festgesetzt ist oder kein Bebauungsplan vor-
handen ist." 

c) Fehlt es an vergleichbaren Baugebieten, ergibt sich die zulässige 
Geschossfläche aus der durchschnittlichen Geschossflächenzahl, 
die nach § 34 BauGB i. V. m. § 17 und § 20 BauNVO aus der in der 
Umgebung vorhandenen Bebauung ermittelt wird. Sollte die 
tatsächliche Geschossfläche im Einzelfall höher sein, ist diese 
maßgebend. 

(4)Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebau-
ung zulässig ist, wird als zulässige Geschossfläche ein Viertel der 
Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. Das Gleiche gilt, wenn auf 
einem Grundstück die zulässige Bebauung im Verhältnis zur gewerb-
lichen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat. 

(5) Sei Grundstücken im Außenbereich gilt als zulässige Geschoss-
fläche die Geschossfläche der genehmigten Bebauung. Weist das 
Grundstück keine genehmigte Bebauung auf oder überschreitet die 
vorhandene Bebauung die genehmigte Bebauung, ist die Geschoss-
fläche der vorhandenen Bebauung maßgeblich. Die Geschossfläche 
ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen zu 
ermitteln. Kellergeschosse und Dachgeschosse werden nur heran-
gezogen, soweit sie Vollgeschosse im Sinne des Baurechts sind oder 
Räume enthalten, die auf die zulässige Geschossfläche anzurechnen 
sind (§ 20 BaulW0). Balkone, Loggien und Terrassen bleiben außer 
Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie herausragen. 

Alternative 2 

(1)Der Beitrag wird nach der gewichteten Grundstücksflâche (Pro-
dukt aus Grundstückstläche und dem Nutzungsfaktor)berechnet. 
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(2)Als Grundstücksfläche gilt: 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Räche, 
die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist, 

b) bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebau-
ungsplanes, 

aa) die gänzlich im unbeplanten Innenbereich (§ 34 Baugesetz-
buch -BauGB-)liegen, grundsätzlich die gesamte Fläche des 
Buchgrundstückes 

bb) die sich vom Innenbereich Ober die Grenzen des Bebauungs-
zusammenhanges hinaus in den Außenbereich erstrecken '3  

1. soweit sie an eine Erschließungsanlage angrenzen, die 
Rache zwischen der gemeinsamen Grenze der Grund-
stücke mit der Erschließungsanlage und einer der ortsüb-
lichen Bebauung entsprechenden Grundstückstiefe (Tiefen-
begrenzung); Grundstücksteile, die lediglich die wage-
mäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, 
bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unbe-
rücksichtigt. Diese beträgt in den Mitgliedsgemeinden ": 

Gemeinden A (B,C): 
Gemeinde D: 
Gemeinde E: 

2. soweit sie nicht an eine Erschlie ßungsanlage angrenzen, 
die Räche zwischen der Grundstücksgrenze, die der 
Erschließungsanlage zugewandt ist und einer der orts-
üblichen Bebauung entsprechenden Grundstückstiefe 
(Tiefenbegrenzung). Diese beträgt in den Mitgliedsgemein-
den": 

Gemeinden A (B, C): 
Gemeinde D: 
Gemeinde E; 

Überschreitet die beitragsrechtlich relevante tatsächliche 
Nutzung die Abstände nach den Ziffern 1. und 2., so MN die 
Linie zusammen milder hinteren Grenze der tatsächlichen 
Nutzung. 

c) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (535 BauGB) die 
Grundfläche der an die Abwasseranlage angeschlossenen Bau-
lichkeiten geteilt durch die Grundflfichenzahl c.  höchstens 
jedoch die tatsächliche Grundstücksfleiche. Die ermittelte Fläche 
wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Gren-
zen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Bau-
lichkeiten verlaufen. Bei einer Überschreitung der Grundstücks-
grenze durch diese Zuordnung erfolgt eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf derriGrundstück." 

cf) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als 
Sportplatz, Friedhof oder Kleingarten im Sinne des Bundesklein-
gartengesetzes festgelegt ist, oder die innerhalb eines im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils (534 BauGB)tatsächlich so genutzt 
werden, die Grundfläche der an die Abwasseranlage angeschlos-
senen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächeniahl fl , 
höchstens jedoch die tatsächliche Grundstücksfläche: Die ermit-
telte Riche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass 
ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden 
der Baulichkeiten verlaufen. Bei einer-Überschreitung der Grund-
stücksgrenze durch diese Zuordnung erfolgt eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf dem Grundstück." 

(3)Der Nutzungsfaktor beträgt 

a) bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen 
Nutzung vergleichbaren Weise genutzt werden können (z. B. 
Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze, Freibäder, Stellplätze 
oder Dauerkleingärten) oder untergeordnet bebaut oder unter-
geordnet gewerblich genutzt sind, 1,0. 

b) bet Grundstücken mit einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss 1,0. 
Für jedes weitere Vollgeschoss wird der Faktor um 0,5 erhöht." 

(4) Für die Zahl der Vollgeschosse im Sinne von Absatz gilt: 

a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Volt-
geschosse," 

b)soweit der Bebauungsplan statt der Vollgeschosszahl eine Bau-
massenzahl ausweist, die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; 
Bruchzahlen werden dabei bis einschließlich 0,4 auf die voraus-
gehende voile Zahl abgerundet und solche Ober 0,4 auf die 
nächstfolgende voile Zahl aufgerundet", 

c) soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungs-
plan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Baumassen-
zahl bestimmt sind, die Zahl der nach der näheren Umge-
bung überwiegend vorhandenen Bebauung zulässigen Volt-
geschosse", 

d) die Zahl der tatsächlichen Vollgeschosse, sofem diese Zahl höher 
ist als die nach dem Absatz 4 Buchstabe a) bis c) ermittelte Zahl, 

e) soweit Grundstücke im Außenbereich liegen (§ 35 BauGB), die 
Zahl der genehmigten Vollgeschosse. Weist das Grundstück keine 
genehmigte Bebauung auf oder überschreitet die vorhandene 
Bebauung die genehmigte Bebauung, ist die Zahl der Voll-
geschosse der vorhandenen Bebauung maßgeblich. 

(5) Vollgeschosse sind Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel 
mehr als 1,40 m Ober die Geländeoberfläche hinausragt und die über 
mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine lichte Mlle von min-
destens 2,30 m haben". Soweit fie-  ein Grundstück keine Baumas-
senzahl festgesetzt ist, ergibt sich die Geschosszahl bei Bauwerken 
mit Vollgeschossen, die höher als 3,5 Meter sind und bei Gebäuden 
ohne Vollgeschossaufteifung durch Teilung der tatsächlich vorhan-
denen Baumasse mit der tatsächlich überbauten Grundstücksfläche 
und nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch 3,5. Bruchzahlen 
werden entsprechend Absatz 4 Buchstabe b) gerundet 

§ 6 Kostenspaltung 

Der Beitrag wird für 

1. das Kanalnetz, inklusive Hausanschlüsse im öffentrichenVerkehrs-
raum (innerörtlich), 

2. Kläranlage, 

3. Haupt- und Verbindungssammler (überörtliche) 

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben. 

§ 7 Beitragssatz 

Alternative 1 

Der Abwasserbeitrag setzt sich wie folgt zusammen: 

Teilbeträge 	 je m' Grundstücks- je in' Geschoss- 

	

Oche Euro 	ache Euro 

1. Kanalnetz 

2. Kläranlage 

3. Sammler 

odor:" 

Der Abwasserbeitrag beträgt 	 



lichen Höhe des Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 
nicht. Die Ablösung erfolgt durch Vereinbarung zwischen der 
Gemeinde/dem Zweckverband und dem Beitragspflichtigen. 

(2) Vorauszahlungen können nach Maßgabe der rechtlichen Voraus-
setzungen erhoben werden. §8 gilt entsprechend. 

§ 11 Erstattung der Kosten Kr Grundstücksanschlüsse 

Alternative 1 

(1)Die Aufwendungen für die Herstellung, Anschaffung, Verbesse-
rung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die Unter-
haltung des Tells des Grundstücksanschlusses im Sinne des § 1 
Abs. 3 EWS, der sich nicht im öffentlichen Straßengrund befindet 
sind der Gemeinde/dem Zweckverband in der jeweils tatsächlich 
entstandenen Höhe zu erstatten. 
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Alternative 2 

Der Abwasserbeitrag setzt sich wie folgt zusammen: 

Teilbeiträge 	 je rn2  gewichtete Grundstücksfläche 

1. für das Kanalnetz 
(innerdrtlich) 	 Euro 

2. für die Kläranlage 	 Euro 

3. für die Haupt- und Verbindungssammler 
(überrittlich) 	 Euro. 

oder" 

Der Abwasserbeitrag beträgt 	 Euro/n2  gewichtete 
Grundstücksiläche." 

§ 8 Fälligkeit 
Alternative2 

Der Beitrag wird drei Monate nach Bekanntgabe des Beitrags-
bescheides fällig. Soweit mit der Beitragsfestsetzung (Festsetzungs-
bescheid) nicht zugleich die Zahlungsaufforderung (Leistungs-
bescheid) erfolgt, wird der Beitrag drei Monate nach Bekanntgabe 
der Zahlungsaufforderung fällig." 

§9 Stundung 

(1) Der Beitrag für bebaute, gewerblich genutzte Grundstücke wird 
auf Antrag zinslos gestundet, soweit und solange der Eigentümer 
nachweist, dass 

1. das Verhältnis der genutzten Grundstücksfläche zu der nicht 
genutzten Grundstücksfläche das Verhältnis 1:3 überschreitet und 

2. die nicht genutzten Grundstücksteile nicht zu wirtschaftlich 
zumutbaren Bedingungen veräußert werden können. 

Die Stundung wird auf die Grundstücksfläche begrenzt, die über das 
in Satz 1 Nr. 1 genannte Verhältnis hinausgeht. 

und/oder 

(2) Der Beitrag wird auf Antrag so lange zinslos gestundet, wie 
Grundstücke als Kleingärten im Sinne des Bundeskleingartengeset-
zes vom 28. Februar 1983 (BGBI. I S. 210) in der jeweils geltenden 
Fassung genutzt werden und der Beitragspflichtige nachweist, dass 
die darauf befindlichen Gebäude nicht zum dauerhaften Wohnen 
geeignet sind oder für gewerbliche Zwecke genutzt werden. 

und/oder 

(3) Der Beitrag wird auf Antrag zinslos gestundet, soweit und solange 
Grundstücke als Friedhof genutzt warden. 

und/oder 

(4) Der Beitrag wird auf Antrag zinslos gestundet, soweit und solange 
Grundstücke mit Kirchen bebaut sind, die zur Religionsausübung 
genutzt werden, soweit diese nicht tatsächlich an die Entwässe-
rungseinrichtung angeschlossen sind. 

(5) Gemäß § 21 a Abs. 4 ThOrKAG werden Beiträge, die bis zum 
31. Dezember 2004 bereits entstanden sind, in den Fällen des § 7 
Abs. 7 ThOrKAG zinslos gestundet. Bereits gezahlte Beiträge, wer-
den auf Antrag an den Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigten 
oder Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des Artikels 
233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
(EGBGB) zum 1. Januar 2005 unverzinst zurückgezahlt und zinslos 
gestundet. Die Stundung erfolgt bis zu dem Zeitpunkt, in dem die 
Beitragspflicht nach § 7 Abs. 7 ThürKAG entstehen würde, 

§ 10 Ablösung", Vorauszahlung 

(1) Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst 
werden. Der Ablösungsbetrag richtet sich nach der voraussicht- 

(1) Die Aufwendungen für die Verbesserung, Veränderung und 
Beseitigung sowie für die Unterhaltung des Tells des Grundstücks-
anschlusses j. S. d. § 1 Abs. 3 EWS, der sich nicht im öffentlichen 
StraBengrund befindet, sind der Gemeinde/dem Zweckverband in 
der jeweils tatsächlich entstandenen Höhe und die Aufwendungen 
für die Herstellung und Erneuerung nach folgenden Einheitssätzen zu 
erstatten: 

Anschlussvorrichtung 	Euro, 

Anschlussleitung je 'Id. Meter 	Euro. 

Liegen bei der Herstellung und Erneuerung die Aufwendungen für 
die Anschlussleitung je lfd. Meter wegen besonders schwieriger 
Geländeverhältnisse um mehr als 20v. H. Ober dem Einheitssatz, so 
erhöht sich dieser um den darüber hinausgehenden Betrag. 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen 
Maßnahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des 
Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbau-
berechtigter ist." § 8 gilt entsprechend. 

§ 12 Gebührenerhebung" 

Alternative 1 

Die Gemeinde/Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Ent-
wässerungseinrichtung von anschlieBbaren Grundstücken Einlei-
tungsgebü hren, von nicht anschlieBbaren aber entsorgten Grund-
stücken Beseitigungsgebühren sowie von Grundstücken, die nach 
§ 9 Abs. 2 EWS mit einer Grundstückskläranlage zu versehen sind, 
Ein leitungs- und Beselfigungsgebühren. 

Alternative 2 

Die Gemeinde/Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der Ent-
wässerungseinrichtung Grundgebühren und von anschliabaren 
Grundstücken Einleitungsgebühren bzw. von nicht anschlieBbaren 
aber entsorgten Grundstücken Beseitigungsgebühren sowie von 
Grundstücken, die nach § 9 Abs. 2 EWS mit einer Grundstücks-
kläranlage zu versehen sind, Einleitungs- und Beseitigungsgebühren. 

§ 13 Grundgebühr" 

Alternative 1 

(1) Die Grundgebühr wird bei anschlieBbaren Grundstücken nach 
dem Nenndurchfluss (On) der verwendeten Wasserzähler berechnet." 
Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vorübergehend meh-
rere Wasseranschlüsse, so wird die Grundgebühr nach der Summe 
des Nenndurchflusses der einzelnen Wasserzähler berechnet 
Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfiuss 
geschätzt, der nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme mes-
sen zu können. 
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Sie beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit Nenndurch-
fluss" 

bis 	2,5 &Ih 	Euro/Jahr 
bis 	6 arVh 	Euro/Jahr 
bis 	10 rrre 	Euro/Jahr 

(2) Die Grundgebühr wird bei nicht anschließbaren Grundstücken 
nach dem auf dein Grundstück vorhandenen Nutzraum (Faulraum 
bzw. Sammelraum) berechnet. 

Sie beträgt bei einem Nutzraum 

bis zu 6m' 	 Euro/Jahr 
bis zu 12 in' 	 Euro/Jahr 
bis zu 24 ni' 	 Euro/Jahr 
bis zu 48m' 	 Euro/Jahr 
bis zu 96m' 	 Euro/Jahr 

Alternative 2 

(1)Die Grundgebühr wird berechnet 

1. far anschließbare Grundstücke, die zu Wohnzwecken und zum 
Zweck der gewerblichen Beherbergung genutzt werden, nach der 
am 1. Januar des jeweiligen Kalenderjahres vorhandenen Zahl der 
Wohneinheiten; bei zum Zweck der gewerblichen Beherbergung 
genutzten Grundstücken gelten je drei Fremdenbetten als eine 
Wohneinhelt, 

2. für sonstige anschließbare Grundstücke nach dem Wassenrer-
brauch des Vorjahres; fehlt ein Vosjahreswasserverbrauch, so ist er 
zu schätzen, 

3. für nicht anschließbare Grundstücke nach dem auf dem Grund-
stück vorhandenen Nutzraum (Faulraum bzw. Sammelraum). 

(2) Wird ein Grundstück verschiedenartig genutzt, so gilt Absatz 1 
entsprechend für den jeweiligen Grundstücks- oder Gebäudeteil. 

(3)Die Grundgebühr beträgt 

1. für Fälle des Absatzes 1 Nr. 1 je Wohneinheit 	Euro/Jahr 

2. für Fälle des Absatzes 1 Nr. 2 je rre Abwasser- 
menge L S. d. § 14 	 Euro/Jahr 

a für Fälle des Absatzes 1 Nr. 3 bei einem Nutz-
raum 

bis zu 	6m' 	 Eure/Jahr 
bis zu 12m' 	 Euro/Jahr 
bis zu 24m' 	 Euro/Jahr 
bis zu 48m' 	 Euro/Jahr 
bis zu 96m' 	 Euro/Jahr  

	 m' übersteigende Menge 	 Euro. Beträgt der 
Bemessungszeitraum weniger als ein Jahr, wird die Basismenge 
	in') zeitanteilig eingebracht Der Gebahrensat wird für 
die jährlich 	 in' übersteigende Menge degressiv bemes- 
sen, wenn eine Kostendegression eintritt". 

(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasser-
versorgungsanlage zugeführten Wassermengen abzüglich der mit-
tels geeichten Wasserzählers" nachweislich auf dem Grundstück 
verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen. DerNachweis 
der verbrauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt 
dem Gebührenpflichtigen. Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit 
Großviehhaltung gilt für jedes Stück Großvieh eine Wassermenge 
von 	 m'/Jahr" als nachgewiesen. Maßgebend ist die im Vorjahr 
durchschnittlich gehaltene Viehzahl. Die Wassermengen werden 
durch Wasserzähler ermittelt. Sie sind von der Gemeinde/dem 
Zweckverband zu schätzen, wenn 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist oder 

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermög-
licht wird oder 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasser-
zähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. 

(3) Der nach Absatz 2 angesetzten Wassermenge sind filrjeden 
befestigte Grundstücksfläche jährlich 	 m' Abwasser" hinzu- 
zurechnen. Befestigte Grundstücksfläche ist der Teil des Grund-
stücks, in den infolge künstlicher Einwirkung Regenwasser nicht 
oder nur in unbedeutendem Umfang einsickern kann und der 
Abwassereinrichtung zugeführt wird. 

(4) Bei Grundstücken, von denen nur Niederschlagswasser in die 
Entwässerungsanlage eingeleitet wird, gilt für jeden m2  befestigte 
Grundstücksfläche jährlich 	 m' Abwasser" als der Entwässe- 
rungsanlage zugeführt. 

(5) Wird bei Grundstücken vor Einleitung der Abwässer in die Ent-
wässerungsanlage eine Vorklarung oder sonstige Vorbehandlung 
der Abwässer auf dem Grundstück verlangt, so ermäßigen sich die 
Einleitungsgebühren auf .....Euro prom' Abwasser. Das gift nicht für 
Grundstücke mit gewerblichen oder sonstigen Betrieben, bei denen 
die Vorklärung oder Vorbehandlung lediglich bewirkt, dass die 
Abwässer dem durchschnittlichen Verschmutzungsgrad oder der 
üblichen Verschmutzungsart der eingeleiteten Abwässer entspre-
chen. 

§ 15 Beseitigungsgebühr 

(1) Die Beseitigungsgebühr wird nach dem Rauminhaft derAbwAsser 
berechnet, die von den nicht angeschlossenen Grundstücken und 
aus den Grundstückskläranlagen angeschlossener Grundstücke 
abtransportiert werden. Der Rauminhalt der Abwässer wird mit einer 
geeigneten Messeinrichtung festgestellt. 

Alternative 1 

§ 14 Einleitungsgebühr 

(2) Die Gebühr beträgt 

a) 	Euro prom' Abwasser aus einer abflusslosen Grube, 

b) 	 Euro pro m2  Abwasser (Fäkalschlamm) aus einer Grund- 
stückskläranlage. 

(1) Die Einleitungsgebahr wird nach Maßgabe der nachfolgenden 
Absätze nach der Menge der Abwässer berechnet, die der Entwäs-
serungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zuge- 
führt werden. Die Einleitungsgebahr beträgt 	 Euro pro m3  
Abwasser. 

Alternative 2 

(1) Die Einteitungsgeba hr wird nach Maßgabe der nachfolgenden 
Absätze nach der Menge der Abwässer berechnet, die der Entwäs-
serungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zuge- 
führt werden. Die Einieitungsgebahr beträgt 	 Euro pro rn' 
Abwasser. Bel degressiver Gebührenbemessung beträgt die Einlei-
tungsgebühr far die — bezogen auf die Jahresabwassermenge — 

§ 16 Gebührenzuschläge 

(1) Für Abwässer, deren Beseitigung einschließlich der Klärschlamm-
beseingung (Beseitigung) Kosten verursacht, die die durchschnitt-
lichen Kosten der Beseitigung von Hausabwasser um mehr als 30v. H. 
(Grenzwert) übersteigen, wird ein Zuschlag in Höhe des den 
Grenzwert übersteigenden Prozentsatzes des Kubikmeterpreises 
erhoben. 

(2) Absatz 1 gilt für FAkaischlamm nur insoweit, als der Verschmut-
zungsgrad von Fäkalschiamm gewöhnlicher Zusammensetzung In 
einer Weise übertroffen wird, der den in Absatz 1 genannten Kosten 
entsprechende Kosten verursacht. 
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§ 17 Entstehen der Gebührenschuld 

(1) Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser 
in die Entwässerungsanlage. Die Beseitigungsgebühr entsteht mit 
jeder Entnahme des Räumguts. 

(2)38  Die Grundgebührenschuld für anschlief3bare Grundstücke ent-
steht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsferti-
gen Herstellung des Anschlusses folgt Die Gemeinde/Der Zweck-
verband teilt dem Gebührenschuldner diesen Tag schriftlich mit. Im 
Übrigen entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Beginn eines 
jeden Tages in • Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrund-
gebührenschuld neu. 

(3)” Die Grundgebührenschuld für nicht anschlieBbare Grundstücke 
entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Tag der Inbetriebnahme 
des Nutzraums (Faulraum bzw. Sammelraum) folgt Im Übrigen 
entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Beginn eines jeden 
Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahresgrundgebühren-
schuld neu. 

§ 18 Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der 
Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nut-
zung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Gebührenschuldner 
ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betrie-
bes. Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

(2) Soweit Abgabepflichtiger der Eigentümer oder Erbbauberechtigte 
eines Grundstücks ist und dieser nicht im Grundbuch eingetragen ist 
oder sonst die Eigentums- oder Berechtigungslage ungeklärt ist, so 
ist derjenige abgabepflichtig, der im Zeitpunkt des Entstehens der 
Abgabepflicht der Besitzer des betroffenen Grundstücks ist. Bei 
einer Mehrheit von Besitzern ist jeder entsprechend der Höhe seines 
Anteils am Mitbesitz zur Abgabe verpflichtet. 

§ 19 Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

(1) Die Einleitung bzw. Beseitigung wird zweimonatlich - vierteljöhr-
Itch - halbjöhrlich - jährlich -" abgerechnet. Die Grund- und Einlei-
tungs- bzw. Beseitigungsgebühren n werden einen Monat nach 
Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

(2) 4' Auf die Gebührenschuld sind zum 15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. eines jeden Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Fünftels 
der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche 
Vorjahresabrechnung, so setzt die GemeindelderZweckverband die 
Höhe der Vorauszahlungen unter Schätzung der Jahresgesamtein-
leitung fest. 

§ 20 Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner" 

Die Beitrags- und Gebühnanschuldnersind verpflichtet, der Gemeinde/ 
dem Zweckverband die für die Höhe der Schuld maßgeblichen Ver-
änderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser 
Veränderungen - auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender 
Unterlagen - Auskunft zu erteilen. Die Meldepflicht nach § 7 Abs. 7 
Satz 6 ThOrKAG obliegt der Gemeinde. 

§ 21 In-Kraft-Treten 

(1) Diese Satzung tritt am 	in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 	außer Kraft." 

ANMERKUNGEN 

Für öffentliche Einrichtungen, deren Benutzungsverhältnis öffent-
lich-rechtlich geregelt ist, können nach §2 Abs. 1 ThürKAG Abgaben 
nur aufgrund einer besonderen Abgabesatzung erhoben warden. 
Die Gemeinden müssen daher neben der Benutzungssatzung (Ent-
wässerungssatzung) zur Erhebung der Abgaben noch eine Beitrags-
und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung erlassen. 

Das Satzungsmuster stellt eine Orientierungshilfe für die Gemeinden 
und Zweckverbände dar, um ihnen den Erlass ihrer Satzung zu 
erleichtern. Zu dem Satzungsmuster werden folgende ergänzende 
Hinweise gegeben: 

' Da sowohl Gemeinden als auch Zweckverbände die Aufgabe der 
Abwasserbeseitigung wahrnehmen können, warden beide Varian-
ten immer alternativ genannt. In der Praxis ist der nicht zutreffende 
Passus zu streichen. 

2  Ausfertigungsdatum einsetzen. 

' Zu § 1 

Aufgrund der Bestimmungen des ThiirKAG kann der Aufgabenträ-
ger die Investitionsaufwendungen vollständig oder teilweise über 
Beiträge und/oder Gebühren finanzieren. Dabei müssen das 
Kostendeckungsgebot und das Verbot der Doppelfinanzierung 
Berücksichtigung finden. 

Zu § 1 Nr. 1 

Es gilt der organisatorische Einrichtungsbegriff. Der Träger der 
öffentlichen Abwasserbeseitigung betreibt grundsätzlich tog 
öffentliche Einrichtung. Sämtliche Anlagen, die sich im Gebiet 
eines Aufgabenträgers befinden, stellen grundsätzlich eine öffent-
liche Einrichtung dar. Dies gilt auch, wenn die Einrichtung aus 
mehreren technisch selbständig arbeitenden Systemen besteht. 
Eine Einrichtung kann zugleich nur hergestellt bzw. angeschafft 
oder erweitert, verbessert bzw. emeuert werden. 

Zu § 1 Nr. 2 

Soweit der Aufgabenträger von der Erhebung von Grundgebühren 
absieht (vgl. Alt. 1 zu § 12 der BGS-EWS), ist die entsprechende 
Passage zu streichen. 

Zu §3S. 1 

Soweit der Aufgabenträger von der Aufnahme der Kostenspaltung 
in die Satzung absieht, ist die entsprechende Passage zu strei-
chen. 

' Zu 538.2 

Diese Bestimmung nimmt auf § 7 Abs. 7 ThOrKAG Bezug. Weil § 7 
Abs. 7 ThCirKAG das Entstehen der Beitragspflicht regelt, ist die 
bisherige Satzung an dieser Stelle zu ergänzen und nicht etwa der 
Beitragstatbestand neu zu fassen. 

a Grundstücke, die bei In-Kraft-Treten der Satzung unbebaut sind 
und später teilweise bebaut warden, fallen hinsichtlich weiterer 
tatsächlicher Bebauung künftig unter den Anwendungsbereich 
der Ziffer 2 des Satzes 2. 

° Ein so genanntes übergroßes Grundstück liegt immer dann vor, 
wenn die durchschnittliche Grundstücksfläche um mehr als 
30 vom Hundert überschritten wird. Dieser Grenzwert orientiert 
sich an der Grundstücksrealität in Thüringen. Da die bisherige 
Heranziehung der gesamten Grundstücksfläche und der tatsäch-
liche Nutzen hier in besonderer Weise auseinanderfallen, ist es 
gerechtfertigt, Grundstücke, die den Grenzwert überschreiten, zu 
privilegieren. 

Das Satzungsmuster enthält beispielhaft nur die in §7 Abs. 7 Satz 4 
ausdrücklich genannten Gruppen (Grundstücke, die vorwiegend 
Wohnzwecken dienen oder dienen werden, und sonstige Grund-
stücke). Darüber hinaus ist die Bildung weiterer Gruppen möglich 
und kann aufgrund der örtlichen Verhältnisse erforderlich sein. Zur 
Bestimmung der durchschnittlichen Grundstücksfläche sowie 
zum Erfordemis der Gruppenbildung vgl. die ausführlichen Erläu-
terungen in Anm. 7.7.3.3 der AnwHiThürKAG. 

Aus Gründen der Nachvollziehbarkeit für die betroffenen Grund-
stückseigentümer sieht das Satzungsmuster vor, sowohl die 
ermittelte durchschnittliche Grundstücksfläche als auch den sich 
hieraus für die Bestimmung der Übergröße ergebenden Grenz-
wert in die Satzung aufzunehmen. Hierdurch ist für jeden Grund-
stückseigentümer ersichtlich, ob sein Grundstück als übergroß 
gilt. 	• 
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IS 

o Zu§3S.8 

Satz 8 gilt nicht für bereits auf der Grundlage wirksamen Sat-
zungsrechts entstandene Beitragspflichten. 

Gemäß § 7 Abs. 7 ThürKAG kann in der Satzung ein späterer Zeit-
punkt für das Entstehen bestimmt werden. Satz 8 kann dann wie 
folgt formuliert werden: 

„Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem In-Kraft-Treten 
dieser Satzung liegt, entsteht die Beitragspflicht zum 	 ." 

Auch dies hat keinen Einfluss auf bereits entstandene Beitrags-
pflichten. 

" Zu § 4 Abs. 1 

Gemäß dem Gesetzeswortlaut ist es auch möglich, hinsichtlich 
der Person des Beitragspflichtigen auf den Zeitpunkt der Entste-
hung der Beitragsschuld abzustellen. Es wäre dann folgende For-
mulierung zu wählen: 

„Beitragspflichtiger ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Bei-
tragsschuld Eigentümer des Grundstücks, Erbbauberechtigter 
oder Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des Arti-
kels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buch (EGBGB) ist. Bei restitutionsbelasteten Grundstücken ist 
beitragspflichtig, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitrags-
bescheides Eigentümer des Grundstücks, Erbbauberechtigter 
oder Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des Arti-
kels 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buch (EGBGB)ist." 

Zu § 5 

Die aufgeführten Alternativen stellen Beispiele für Beitragsmaß-
stäbe dar. Es sind andere Beitragsmaßstäbe zulässig (vgl. § 7 
Abs. 3 ThOrKAG) und können aufgrund der konkreten örtlichen 
Verhältnisse im Einzelfall auch geboten sein; diese müssen eine 
vorteilsgerechte Verteilung gewährleisten. 

Aufgabenträger, die bereits über eine Beitragssatzung verfügen, 
müssen bei einer Änderung des der Beitragserhebung zugrunde 
gelegten Beitragsmaßstabes beachten, dass diese Änderung in 
der Regel auch eine neue Globalkalkulation erforderlich macht. 
Dies ist bei der Entscheidung über die Änderung des Beitrags-
maßstabes zu berücksichtigen. Weiterhin ist zu beachten, dass 
diese Änderung keinen Einfluss auf bereits entstandene Beitrags-
pflichten hat. 

"a Zu §5Abs. 2 b) 

Gemäß der Entscheidung des Thüringer Oberverwaltungsgerichts 
vom 18. Dezember 2000 (4 N 472/00) kann im Bereich der lei-
tungsgebundenen Einrichtungen eine Tiefenbegrenzungsrege-
lung nur in bestimmten bauplanungsrechtlichen Lagen in Betracht 
kommen, und zwar im Wesentlichen nur in den Fällen, in denen 
sich Grundstücke vom Innenbereich über die Grenzen des Bebau-
ungszusammenhangs hinaus in den Außenbereich erstrecken. 
Hingegen haben Grundstücke, die entsprechend § 34 Abs. 1 Satz 1 
BauGB mit der gesamten Grundstücksfläche im unbeplanten 
Innenbereich liegen und einheitlich genutzt werden können, in 
vollem Umfang Baulandqualität und daher auch insgesamt Vorteile 
durch die gebotene inanspruchnahmemöglichkeit. 

Soweit es die Bestimmung einer Tief enbegrenzung zur Abgren-
zung des Innenbereichs vom Außenbereich im Bereich der lei-
tungsgebundenen Einrichtungen betrifft, gilt gemäß der Entschei-
dung des Thüringer Oberverwaltungsgerichts Folgendes: 

Die tatsächliche Bebauung hat eine Indizwirkung für die Abgren-
zung von Innen- und Außenbereich. An diese bauplanungsrecht-
Oche Abgrenzung vom Innen- zum Außenbereich knüpft das 
Anschlussbeitragsrecht mit dem Begriff der ortsüblichen Tiefe der 
baulichen Nutzung in § 7 Abs. 3 Satz 4 ThiirKAG an, um die bevor-
teilte Grundstücksfläche von der nicht bevorteilten Grundstücks-
fläche abzugrenzen. 

" Das Thüringer Oberverwaltungsgericht hat in seiner Entscheidung 
vom 18. Dezember 2000 (Az.: 4 N 472/00) ausgeführt, dass 
Zweckverbände vor einer Festlegung der TiefenbegrenzungsHnie 
die jeweiligen Verhältnisse in den Mitgliedsgemeinden zu ermitteln 
haben. Soweit die ermittelte Tiefe der baulichen Nutzung nicht im 
Wesentlichen den Verhältnissen in allen Mitgliedsgemeinden ent-
spricht, ist in der Beitragssatzung eine differenzierte Festlegung 
der Tiefenbegrenzung erforderlich. Dabei ist die Bildung von 
Gruppen für diejenigen Mitgliedsgemeinden möglich, bei denen 
die Verhältnisse im Wesentlichen übereinstimmen. 

Eine weiter gehende Differenzierung jnnerhalb  der einzelnen Mit-
gliedsgemeinden wird vom Thüringer Oberverwaltungsgericht In 
seiner Entscheidung nicht vorgenommen. Vielmehr wird aus-
drücklich auf die „konkreten örtlichen Verhältnisse derjeweiligen 
Gemeinde oder Stadt" abgestellt. Daher ist davon auszugehen, 
dass eine Differenzierung hinsichtlich der einzelnen Mitglieds-
gemeinden als ausreichend erachtet wird. Daher können Gemein-
den als Aufgabenträger auf eine insoweit differenzierte Tiefen-
begrenzungsregelung verzichten. 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit ist gerade bei größeren Zweck-
verbänden, mit vielen Mitgliedsgemeinden auch eine Ausgestal-
tung der Satzung In der Weise denkbar, dass die konkrete Tiefen-
begrenzung für die einzelnen Mitglledsgemeinden in einer Anlage 
festgelegt wird, welche Bestandteil der Satzung 1st. 

Zu § 5 Abs. 2c) 

Ein im Außenbereich gelegenes unbebautes Grundstück ist 
grundsätzlich nicht bebaubar und damit auch nicht beitragspflich-
tig. Bei im Außenbereich gelegenen bebauten Grundstücken 
beschränkt sich daher der durch leitungsgebundene Einrichtun-
gen vermittelte Vorteil auf den Tell des Grundstückes, der den 
angeschlossenen Baulichkeiten zuzuordnen ist. In Anlehnung an 
§ 19 BauNVO sieht die Regelung in § 5 Abs. 2 Buchst. c) vor, die 
Grundfläche der an die öffentliche Einrichtung angeschlossenen 
Baulichkeiten durch eine von der Gemeinde zu bestimmende 
Grundflächenzahl zuteilen. Die Gemeinde hat sich dabei an der im 
Entsorgungsgebiet vorhandenen typischen Ausnutzung der 
Grundstücke zu orientieren. Dabei dürfte bei Berücksichtigung 
der typischen Bebauung im Außenbereich regelmäßig eine 
Grundflächenzahl von 0,2 als angemessen angesehen werden 

.(vgl. Klausing in Driehaus, Kommunalabgabenrecht, Bearbei-
tungsstand: Jull 2004, § 8, Rdnr. 1033 ff. m. w. N.). Diese Zahl 
sollte jedoch dahingehend überprüft werden, ob die dadurch ein-
bezogene Fläche der ortsüblichen Größenordnung der unbebau-
ten Flächen von vergleichbar bebauten Grundstücken entspricht, 
wie sie sich typischerweise in beplanten oder nach § 34 BauGB zu 
beurteilenden Bereichen Im jeweiligen Satzungsgebiet finden (so: 
OVG Frankfurt/Oder, Ort. v. B. Juni 2000, Az.: 2 D 29/98.NE). 

Gemäß vorliegender obergerichtlicher Rechtsprechung anderer 
Bundesländer (vgl. OVG Frankfurt/Oder, a. a. O.) ist zusätzlich zur 
Ermittlung der Beitragsfläche die örtliche Festlegung der Beltrags-
fläche innerhalb der Grenzen des Buchgrundstückes erforderlich, 
um den Umfang des beitragsrechtlich abgegoltenen Vorteils für 
die Zukunft genau feststellen zu können. Ob Thüringer Gerichte 
dieser Auffassung folgen, ist noch nicht geklärt. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit sollte eine entsprechende Regelung in die Sat-
zung aufgenommen werden. (vgl. zu dieser Problematik auch: 
Blomenkamp in Driehaus, Kommunalabgabenrecht, Bearbei-
tungsstand: Juli 2004, § 8, Rdnr. 1461) 

Zu § 5Abs. 2 el) 

Durch diese Regelung soll der gegenüber der Wohnbebauung 
atypischen Nutzung der genannten Grundstücke Rechnung getra-
gen werden. Statt der im Satzungsmuster vorgesehenen Anleh-
nung an die Flächenermittlung bel Außenbereichsgrundstücken 
kann dies auch über Flächenabschläge erfolgen, Es steht im 
Ermessen des Aufgabenträgers weitere Grundstücke aufzuneh-
men, bel denen die Atypik der Nutzung Flächenabschläge recht-
fertigt. (vgl. Dietzel in Driehaus, Kommunalabgabenrecht, Bear-
beitungsstand: Juli 2004, § 8, Rdnr. 538) 
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" Zu Alt. 1 des § 5 Abs.3 a)sowie Alt. 2 des § 5 Abs. 4 b) 

Soweit im Bebauungsplan nur die zulässige Höhe festgesetzt ist, 
bedarf es der gesonderten Aufnahme einer Umrechnungsformel 
in die Satzung. Soweit die Satzung sowohl Regelungen zur 
Umrechnung der Baumassenzahl als such der Höhe enthält, ist in 
der Satzung eine entsprechende Reihenfolge festzulegen. (vgl. 
Klausing in Driehaus, a. a. O., § 8 Rdnr. 1039 a) 

" Zu Alt. Ides § 5 Abs. 3 b)sowie Alt. 2 des § 5 Abs. 4e) 

Aus Gründen der Rechtssicherheit wurde die Bezugnahme auf 
einen in der Aufstellung begriffenen Bebauungsplan gestrichen. In 
Literatur und Rechtsprechung wird zum Tell die Auffassung ver-
treten, dass der Maßstab für Grundstücke, die im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplanentwurfes nach § 33 BauGB liegen, nicht auf 

• das nach dem Entwurf vorgesehene Nutzungsmaß abstellen darf. 
Dies wird damit begründet, dass § 33 BauGB ausschließlich einen 
zusätzlichen Zulässigkeitstatbestand darstellt, neben dem bis 
zum Übergang des Entwurfs zur Rechtsverbindlichkeit die durch 
§§ 30, 34, 35 BauGB zugelassenen Nutzungsmöglichkeiten fort-
bestehen. (vgl Klausing in Driehaus, a. a. O., § 8 Rdnr. 1040; OVG 
Ltineburg, Urt. v. 23. August 1989, Az.: 9 L 153/89; BVerwG, B. v. 
27. November 1981, Az.: SB 189/81; Jade in Jäde/Dirnbergert 
Weiß, BauGB, Kommentar, 2. Aufl., § 33 Rdnr. 2f. u. § 131 Rdnr. 22) 
Soweit Satzungsregelungen auf den Inhalt eines Bebauungsplan-
entwurfs abstellen, sind sie auf Sachverhalte zu beschränken, in 
denen sich das Bebauungsplanverfahren auch bereits bebau-
ungsrechtlich ausgewirkt, also zur Anwendbarkeit des § 33 
BauGB geführt hat (vgl. BVerwG, ebenda; Driehaus in Drie-
haus, Kommunalabgabenrecht, Bearbeitungsstand: Juli 2004, § 8 
Rdnr. 453). 

19  Zu Alt 2 des § 5 Abs. 3 b) 

Vgl. VG Gera, B. v.20.12.1996 (Az.: 5 E 190/96.GE), wonach sich 
der Nutzungsfaktor - ausgehend von einem Nutzungsfaktor von 
1,0 bei eingeschossiger Bebauung - mit jedem weiteren Voll-
geschoss um mindestens 0,5 erhöhen muss. 

Zu Alt. 2 des § 5 Abs, 4 c) 

Zum tatsächlich vorhandenen Vollgeschoss als Maßstab vgl. auch 
BayVGH, Urt. v. 14. Juni 1985, Az.: 2313 82 A.1059 sowie OVG 
Frankfurt/Oder, Urt. v.8. Juni 2000, Az.: 2 D 29/98.NE. 

a' Zu Alt. 2 des § 5 Abs. 5 

Eine abweichende Definition ist zulässig. Dies bietet sich ins-
besondere bei Aufgabenträgern an, die über eine ausgeprägte Alt-
bebauung mit niedrigeren Geschosshöhen verfügen. 

Zu § 6 

Gemäß § 7 Abs. 1 Satz 6 ThürKAG können bei leitungsgebunde-
nen Einrichtungen Beiträge für Teile einer Einrichtung selbständig 
erhoben werden, wenn diese Teile nutzbar sind. Soweit ein Aufga-
benträger Beiträge für Teile der Einrichtung selbständig erheben 
will, ist eine entsprechende Regelung in die Satzung aufzuneh-
men. Falls von der Möglichkeit der Kostenspaltung kein Gebrauch 
gemacht wird, ist § 6 zu streichen. Die Nummerierung der Vor-
schriften ist dann im Weiteren anzupassen. 

Dabei liegt es im Ermessen des Aufgabenträgers zu entscheiden, 
für welche Teile der Einrichtung Beiträge selbständig erhoben 
warden. So kann es insbesondere aufgrund der technischen 
Gegebenheiten im Gebiet des Aufgabenträgers (Abgrenzungspro-
blemeß zweckmäßig sein, für das innerörtliche Kanalnetz und 
überörtliche Sammler einen einheitlichen Beitrag zu erheben. 

Zu Alt. 1 und 2 des 57 

Soweit der Aufgabénträger von der Möglichkeit der Kostenspal-
tung keinen Gebrauch macht, entfällt die Unterteilung der Bei-
tragssätze nach Einrichtungsteilen, es ist für die gesamte Einrich-
tung ein Beitragssatz festzulegen. 

2° Soweit die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung auch die 
FAkalschlammentsorgung umfasst, kann sich bei der Erhebung 
eines einheitlichen Beitrags für die gesamte Entwässerungsein-
richtung die Festlegung abgestufter Beitragssätze erforderlich 
machen. In der Literatur und Rechtsprechung wird teilweise 
davon ausgegangen, dass der die Beitragserhebung rechtfer-
tigende Vorteil durch die Inanspruchnahmemaglichkeit der öffent-
lichen Entwässerungseinrichtung in der Abnahme des anfallenden 
Abwassers von den Grundstücken und der Zuführung in eine 
Abwasserbeseitigungsanlage zu sehen sei. Danach kommt es für 
die Entstehung der sachlichen Beitragspflicht nicht darauf an, ob 
das Schmutzwasser über ein Kanalsystem oder der Fàkal-
schlamm Ober die Abfuhr mit Entsorgungsfahrzeugen der Kläran-
lage zugeführt wird. (vgl. Blomenkamp a. a. O., § 8, Rdnr. 1444 
sowie Wiethe-Körprich in Driehaus, Kommunalabgabenrecht, 
Bearbeitungsstand: Juli 2004, § 8, Rdnr. 749 f. m. w. N.). Etwas 
abweichendes wird wohl dann gelten, wenn die Entsorgung Ober 
den sog. rollenden Kanal" aufgrund der Planungen des Auf-
gabenträgers lediglich ein Provisorium darstellt. 

Zu § 

Gemäß dieser Regelung wird der Beitrag drei Monate nach 
Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. Fälligkeit bedeutet, 
dass der Beitragsschuldner zur sofortigen Zahlung verpflichtet 
und der Aufgabenträger zur zwangsweisen Beitreibung berechtigt 
ist. Die Fälligkeit ist u. a. maßgeblich für die Zahlungsverjährung 
(§§ 228,229 Abgabenordnung - AO 1977-). 

Die Bestimmung der Fälligkeit gehört zum Mindestinhalt einer Sat-
zung (§ 2 Abs. 2 ThürKAG); Verstöße dagegen führen zur Unwirk-
samkeit der Satzung. Dem Aufgabenträger steht hinsichtlich der 
Bestimmung des Fälligkeitstermins ein weites Ermessen zu. Die 
Fälligkeit kann daher auch abweichend vom Satzungsmuster 
bestimmt werden. 

Durch das ThürKAG werden Regelungen der AO 1977, die das 
Festsetzungsverfahren (§ 155 if. AO 1977) sowie das Erhebungs-
verfahren (§§ 218 if. AO 1977) betreffen, für anwendbar erklärt. 
Nach der AO 1977 ist zu unterscheiden zwischen dem Abgaben-
bescheid, der auf die bloße Festsetzung der Abgabenschuld 
gerichtet ist, und der Zahlungsaufforderung (Leistungsgebot), die 
als eigenständige Regelung zu werten ist. Das ThürKAG enthält 
keine ausdrücklichen Bestimmungen, wonach die Festsetzung 
der Abgabenschuld und die Zahlungsaufforderung in einem ein-
heitlichen Bescheid erfolgen muss. Deshalb ist von der grundsätz-
lichen Zulässigkeit der Trennung zwischen Beitragsbescheid und 
Leistungsgebot auszugehen (vgl. Driehaus in Driehaus, Kommu-
nalabgabenrecht, Bearbeitungsstand: Juli 2004, § Es Rdnr. 74;  
Just, Isolierter Festsetzungsbescheid und Leistungsbescheid bei 
kommunalen Ausbaubeiträgen, LKV 2000, S. 239 ff.). Soweit die 
Gemeinde/der Zweckverband von dieser Möglichkeit Gebrauch 
machen will, muss sich aus der Satzung eindeutig entnehmen las-
sen, auf welchen Verwaltungsakt sich die Fälligkeitsregelung bezieht 

Hiervon zu unterscheiden ist der gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b), 
Doppelbuchst. ee) ThürKAG i. V. m. § 179 AO 1977 zulässige 
Feststellungsbescheid, mit welchem die Grundlagen der Abga-
benfestsetzung (insbesondere grundstücksbezogene Daten) fest-
gestellt werden. 

Es ist nicht erforderlich, das Leistungsgebot auf die gesamte test-
gesetzte Beitragssumme zu beziehen, vielmehr ist auch eine Zah-
lungsaufforderung in mehreren Teilbeträgen möglich (vgl. Drie-
haus In Driehaus, a. a. O., § 8, Rdnr. 74 m. w. N.). Dies sollte aus 
den Bescheiden jedoch eindeutig ersichtlich sein. 

Soweit der Aufgabenträger von der möglichen Trennung keinen 
Gebrauch machen will, ist abweichend auch folgende Formulie-
rung des § 8 möglich: 

„Der Beitrag wird drei Monate nach Bekanntgabe des Beitrags-
bescheides fällig." 

n Zu § 9 

Von den dargestellten Stundungsmöglichkeiten kann neben-
einander Gebrauch gemacht warden. Die Entscheidung über die 
Aufnahme der einzelnen Stundungsmöglichkeiten nach § 7 b 
Abs. 3 - 5 steht im Ermessen der Aufgabenträger. 
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Die Aufnahme der Stundungsmöglichkeit nach § 21 a Abs. 4 
ThOrKAG steht hingegen nicht im Ermessen der Aufgabenträger, 
da diese Regelung entsprechend dem Gesetzestext aufgenom-
men werden muss. 

27  ZU § /0 

Gemäß § 7 Abs. 13 ThürKAG kann die Ablösung des Beitrags vor 
Entstehung der Beitragspflicht gegen eine angemessene Gegen-
leistung zugelassen werden. Näheres hierzu ist in der Satzung zu 
bestimmen. So sind zumindest Regelungen über die Bestimmung 
des Ablösungsbetrags erforderlich. 

Die Vereinbarung über die Ablösung stellt einen öffentlich-recht-
lichen Vertrag dar, der der Schriftform bedarf. In ihm wird zwi-
schen dem Aufgabenträger und dem Grundstückseigentümer die 
Belastung des betreffenden Grundstücks im Zusammenhang mit 
einer bestimmten Maßnahme (z. B. Herstellung der öffentlichen Ent-
wässerungseinrichtung) abschließend geregelt. Da far das betref-
fende Grundstück ein Beitragsanspruch aufgrund der Ablösung 
nicht mehr entstehen kann, sollte sich die Ablösungssumme nach 
der Höhe der voraussichtlichen Beltragsschuld bemessen. 

" Zu § 11 

§ 11 entfallt, wenn die Grundstücksanschlüsse Teil der öffent-
lichen Einrichtung sind (vgl. Oehler, ThOrKAG, § 14, Anm. 1). Die 
Nummerierung der Vorschriften ist dann im Weiteren anzupassen, 

29  ZU § 11 Abs. 2 Satz 2 

Der Inhaber des dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des Art. 233 
§ 4 des EGBGB kann hier nicht aufgeführt werden. Der Mr die 
Erstattung von Kosten für Grundstücksanschlüsse einschlägige 
§ 14 ThOrKAG enthält diesen Nutzungsberechtigten - im Gegen-
satz zu § 7 TharKAG -nicht. 

Zu § 12 

Gemäß den Regelungen des Satzungsmusters sind in Abhängig-
keit von der Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung drei 
Fallgruppen zu unterscheiden: 

a) von den anschlieBbaren Grundstücken werden (Grund- und) 
Einleitungsgebühren erhoben, 

b) von den nicht anschile8baren Grundstücken werden (Grund-
und) Beseitigungsgebühren erhoben, 

c) von an das Kanalnetz angeschlossenen Grundstücken, die 
gemäß § 9 Abs. 2 EWS Ober, eine Grundstückskläranlage ver-
fügen müssen, werden (Grund-JEinleitungs- und Beseitigungs-
gebühren erhoben. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass sowohl bei den Beseitigungs-
gebühren als auch bei den Einleitungsgebühren die Gebührensätze 
entsprechend der unterschiedlichen Inanspruchnahme der öffent-
lichen Einrichtung durch die einzelnen Fallgruppen abzustufen 
sind (vgl. § 14 Abs. 5, § 15 Abs. 2). 

" Zu § 13 

§ 13 entfällt, wenn nur Einleitungs- und Beseitigungsgebühren 
erhoben werden. Die Nummerierung der Vorschriften ist dann im 
Weiteren anzupassen. Wird eine Grundgebühr erhoben, dann darf 
das Gesamtaufkommen aus der Grundgebühr die Vorhaftekosten 
nicht übersteigen.  

" Zu Alt. 1 des § 13 Abs. 1 Satz 4 

Die Abstufung ist an die beim Aufgabenträger verwendeten 
Wasserzähler anzupassen. 

" Zu Alt 2 des § 14 Abs. 1 

Durch die Regelung des § 12 Abs. 5 ThOrKAG werden die Fälle 
einer zulässigen Gebührendegression klar festgelegt (vgl. hierzu 
im Einzelnen Anm. 14.4 AnwHiThOrKAG). Danach können Abwas-
sergebühren degressivtemessen warden, sobald bei zunehmen-
der Einleitung von Abwasser eine Kostendegression eintritt. 
Dies ist durch die Gebührenkalkulation entsprechend zu unterset-
zen. 

In der Alternative 2 zu § 14 Abs. 1 BGS-EWS ist eine Abstufung 
der Gebühr vorgenommen worden. Es sind auch mehrere Abstu-
fungen denkbar, sofern sich eine Kostendegression nachweisen 
lässt. Es ist zu beachten, dass sich auch in diesen Fällen der 
ermäßigte Gebührensatz nur auf die jeweilige Mehreinleitung 
beziehen dart. Beispiel: 

	

bis 5 000 m' 	Euro /m' 

	

von 5 001 bis 10 000 m' 	Euro /rnI 

	

von 10 001 bis 15 000 m' 	Euro /m3  

° Zu § 14 Abs. 2 Satz 1 

Aufgrund der Neufassung dieses Absatzes wurde der bisherige 
Absatz 3, d. h. die Regelung zur sog. „Bagatellgrenze", gestrichen. 
Mit der hier vorgeschlagenen Regelung obliegt es dem Gebüh-
renschuldner (nur) mittels geeichten Wasserzählers nachzuwei-
sen dass bestimmte Mengen auf dem Grundstück verbraucht 
oder zurückgehalten wurden. Umgekehrt existiert eine „Bagatell-
grenze" nicht mehr, d. h. die nachgewiesene Menge ist in vollem 
Umfang zu berücksichtigen. 

Die Anforderungen an die Nachweispflicht sind dabei variabel. Im 
Übrigen dürfte zunächst auch noch die Beibehaltung einer Bags-
tellgrenze i. H. v. etwa 6 m'/Jahr von den Kommunalaufsichts-
behörden in Übereinstimmung mit der aktuellen Rechtsprechung 
nicht zu beanstanden sein. 

Zu § 14 Abs. 2Satz 3 

Wassermengen von 12 bis 20 m' werden in der Regel als zulässig 
angesehen. 

27  Zu § 14 Abs. 3 und 4 

Eine Abwassermenge bis zu 1 m' wird als angemessen ange-
sehen. Bei der Festlegung sollte der für das jeweiligen Gebiet spe-
zifische Niederschlagsabflusswert Berücksichtigung finden. In 
Thüringen liegt der langjährige mittlere Gebietsniederschlag bei 
693 mm (0,693 rn), hiervon warden u. a. aufgrund der Verduns-
tung nur ca. 60- 70 v. H. abflusswirksam. Der Niederschlags-
abflusswert kann jedoch innerhalb ,Thüringens variieren. 

° Zu § 17 Abs. 2 und 3 

Werden keine Grundgebühren erhoben, so entfallen die Absätze 
2 und 3. 

ZU § 19 Abs. 1 Satz 1 
r Zu § 13 Abs. 1 Satz 1 

Von der Rechtsprechung werden weitere Maßstäbe als zuläs-
sig erachtet. Bei einer nichtlinearen Staffelung der Grundgebühr 
ist in besonderer Weise darauf zu achten, dass die Degression 
oder Progression in der Kalkulation schlüssig unterlegt wird und in 
der Beitragssatzung selbst nachvollziehbar zum Ausdruck 
kommt. 

Von den angebotenen Möglichkeiten kann nur eine gewählt wer-
den. 

0  Zu § 19 Abs. 1 Satz 2 

Werden nur Einleitungs- bzw. Beseitigungsgebühren erhoben, so 
sind die Worte „Grund- und" zu streichen. 
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" Zu § 19 Abs. 2 

Absatz 2 ist fakultativ. Er hat nur dann Bedeutung, wenn jährlich 
abgerechnet wird. Bei der Bestimmung der Vorauszahlungen ist 
darauf zu achten, dass diese angemessen sind. Diese können sich 
an dem vorangegangenen Erhebungszeitraum orientieren. Aus 
Rechtssicherheitsgründen wird im Satzungsmuster die Höhe der 
Vorauszahlungen auf insgesamt 4/5 der Jahresabrechnung des 
Vorjahres begrenzt. 

Die Festlegung abweichender Vorauszahlungstermine ist zuläs-
sig. 

Zu § 20 

§ 15 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. a) ThürKAG i. V. m. §§ 90 und 93 AO 
1977 sowie § 7 Abs. 14 ThürKAG sehen Mitwirkungs- und Aus-
kunftspflichten vor. Jedoch ist zu berücksichtigen, dass gemäß 
§ 7 Abs. 7 Satz 6 TharKAG in den Privilegierungsfällen den 
Gemeinden die Unterrichtungspflicht Ober Bauvorhaben, für die 
Baugenehmigungen erteilt oder die baurechtlich angezeigt wur-
den, auferlegt wurde (vgl. Anm. 7.7.4 AnwHiThürKAG). Insoweit 
hat der Gesetzgeber von einer weiteren Meldepflicht der Grund-
stückseigentümer abgesehen. 

1' Zu §21 Abs. 2 

Das Datum der bisherigen Beitrags- und Gebührensatzung ist hier 
einzusetzen. Bestand keine Satzung, dann ist Absatz 2 zu strei-
chen. 

Muster einer Gebührensatzung zur Wasserbenut-
zungssatzung (GS-WBS) 

Geblihrensatzung zur Wasserbenutzungssatzung 
der Gemeinde/des Zweckverbandes' 	 

(GS-WBS) 
vom 	 

Aufgrund der §§ 2, 12 und 14 des Thüringer Kommunalabgaben-
gesetzes (ThürKAG) erlässt die Gemeinde/der Zweckverband 
	folgende Satzung: 

§ 1 Abgabenerhebung 

Die GemeindelDer Zweckverband erhebt nach Maßgabe dieser Satzung: 

1. Benutzungsgebühren für die Benutzung der öffentlichen Wasserver-
sorgungseinrichtung (Grundgebühren und'Verbrauchsgebühren), 

2. Kosten für Grundstücksanschlüsse, soweit sie nicht Teil der 
öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung sind. 

§ 2 Gebührenerhebung 

Alternative 1 

Die Gemeinde/Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der 
Wasserversorgungseinrichtung Verbrauchsgebühren. 

Alternative 2 

Die Gemeinde/Der Zweckverband erhebt far die Benutzung der 
Wasserversorgungseinrichtung Grund- und Verbrauchsgebühren. 

§ 3 Grundgebühr 

Alternative 1 

(1) Die Grundgebühr wird nach dem Nenndurchfluss (On) der ver-
wendeten Wasserzähler berechnet.' Befinden sich auf einem Grund-
stack nicht nur vorübergehend mehrere Wasseranschasse, so wird 
die Grundgebühr nach der Summe des Nenndurchflusses der einzel- 

nen Wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler nicht eingebaut 
sind, wird der Nenndurchfluss geschätzt, der nogg wäre, um die 
mögliche Wasserentnahme messen zu können. 

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählem 
mit Nenndurchauss° inklusive der gesetzlichen Umsalzsteuer' 

bis 2,5 m3/h 	 Euro/Jahr 
bis 6 mVh 	 Euro/Jahr 
bis 10 ma/h 	 Euro/Jahr 

... 

Alternative 2 

(1)Die Grundgebühr wird berechnet 

1. fur Grundstücke, die zu Wohnzwecken und zum Zweck der gewerb-
lichen Beherbergung genutzt werden, nach der am I. Januar des 
jeweiligen Kalenderjahres vorhandenen Zahl der Wohneinheiten; 
bei zum Zweck der gewerblichen Beherbergung genutzten Grund-
stücken gelten je drei Fremdenbetten als eine Wohneinheit, 

2. für sonstige Grundstücke nach dem Wasserverbrauch des Vor-
jahres-  fehlt ein Vorjahreswasserverbrauch, so ist et zuschätzen 

(2) Wird ein Grundstück verschiedenartig genutzt, so gilt Absatz 1 
entsprechend für den jeweiligen Grundstücks- oder Gebäudeteil. 

(3)Die Grundgebühr betràgt inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer' 

1. fur Fälle des Absatzes 1 Nr. 1 je Wohneinheit 	Euro/Jahr 

2. für Fälle des Absatzes 1 Nr. 2 je m' Vorjahres- 
wasserverbrauch 	 Euro/Jahr. 

§ 4 Verbrauchsgebühr 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus der Wasser-
versorgungseinrichtung entnommenen Wassers berechnet. 

(2) Der Wasserverbrauch wird durch Wasserzähler festgehalten. Er 
ist durch die Gemeinde/den Zweckverband zu schätzen, wenn 

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist oder 

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermög-
licht wird oder 

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasser-
zähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt. 

Alternative 1 

(3) Die Gebühr beträgt inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer' 
	Euro pro m' entnommenen Wassers. 

Alternative Z 

(3) Die Gebühr beträgt inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer' 
	 Euro pro m' entnommenen Wassers. Bei degressiver 
Gebührenbemessunù beträgt die Gebühr Err die — bezogen auf die 
Jahreswassermenge — 	 m2  übersteigende Menge 
	Euro inklusive der gese Wichen Umsatzsteuer'. Beträgt 
der Bemessungszeitraum weniger als ein Jahr, wird die Basismenge 
	in') zeitanteilig eingebracht. Der Gebührensatz wird far 

die jährlich 	rn2  übersteigende Menge degressiv bemessen, 
wenn eine Kostendegression eintritt. 

(4) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Was-
serzähler verwendet, so beträgt die Gebühr inklusive der gesetz- 
lichen Umsatzsteuer' 	Euro prom' entnommenen Wassers.' 

§ 5 Entstehen der Gebührenschuld 

(1) Die Verbrauchsgebührenschuld entsteht mit dem Verbrauch. 


	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8
	Page 9
	Page 10
	Page 11

